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Bericht des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das Gesetz über Nebengebührenzulagen der Landesbeamten des

Ruhestandes, der Hinterbliebenen und Angehörigen
(0. ö. Nebengebührenzulagengesetz)

(L - 313/2 - XX)

(
(

Mit dem am 1. Jänner 1972 in Kraft getretenen
Nebengebührenzulagengesetz, BGBL Nr. 485/1911,
hat der Bund eiI1leumfassende Regelung für die An-
sprüche der Bundesbeamten (ihrer Hinterbliebenen
und Angehörigen) auf NeJbengebührenzulagen zum
Ruhegenuß. (Versorgungsgenuß bzw. Unte'rhaltsbei-
trag) geschaffen. Die Rechtslage nach diesem Gesetz
(in der am 1. Jänner 1972 in Kraft getretenen Fas-
sung) ist im wesentlichen folgende:

Nebengebühren, die ·einen Anspruch auf eine Ne-
bengebührenzulage begründen, sind Mehrleistungs-
vergütungen nach § 18 Abs. 1 bis 3 des Gehaltsge-
setzes 1956, BGBL Nr. 54, Erschwerniszulagen und
Gefahrenzulagen nach § 19 Abs. 1 Z. 2 dieses Ge-
set:z;essowie Vergütungen für MehrdiensUeistungen
nach § 61 des Gehaltsgesetzes 1956.Von diesen "an-
spruchsbegründenden Nebengebühren" hat der Be-
amte des Dienststandes einen Pensionsbeitrag von
5 v. H. zu entrichten. Sie sind in Ne1bengebühren-
werte umzurechnen, die anläßlich der Auszahlung
der Bezüge laufend festzuhalten und am Ende j.edes
Kalende,rjahres dem Beamten mitzuteilen sind. Zu
diesen Nebengebührenwerten kommen im be-
schränkten Umfang noch solche für Nebengebühren,
die in früheren Dienstverhältnissen bezogen wurden,
und Gutschriften für Dienstzeiten, die vor dem In-
krafttreten des GesetljeiS liegen. Auf der Grundlage
der Summe der Nebengebührenwerte ist die dem
Beamten (seinen Hinterbliebenen und Angehörigen)
gebührende Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß
(Versorgungsgenuß bzw. Unterhaltsbeitrag) nach
·einer relativ komplizierten Riechenmethode zu er-
mitteln (die Nebengebührenzulage beträgt den
431,5ten TeH des Betrages, der sich aus der Multi-
plikation der Summe der Nebengebührenwerte mit
1 v. H. des im Zeitpunkt des Entstehens des An-
spruches auf die Nebengebührenzulage geltenden
Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V zu-
züglich einer allfälligen Teuerungszulage ergibt).
Auch das Verfahren zur Feststellung der bereits er"
wähnten Gutschriften von Nebengebührenwerten
erweist sich nach der bundesgesetzlichen Regelung
als sehr aufwendig, muß doch dabei grundsätzlich
zwischen Gutschriften für Beamte des Dienststandes,

, Gutschriften für die in den Jahren 1910 und 1911 aus
dem Dienststand ausgeschiedenen Beamten, Gut-
schriften für die inden Jahren 1910 und 1911 auf-
genommenen Beamten und Gutschriften aus Anlaß
der Aufnahme eines Beamten unterschieden werden.
Dazu kommen noch umfangreiche Bestimmungen für

di'e vor dem 1. Jänner 1910 aus dem Dienststand
ausgeschiedenen Beamten (deren Hinterbliebene und
Angehörige), bei denen die Nebengebührenzulage
auf der Grundlage des Durchschnitte's der von den
Beamten des Dienststandes im Jahre 1910bezogenen
Nebengebühren zu ermitteln ist, wobei der tatsäch-
liche Anfall der Zulage wieder vom Geburtsjahr des
Beamten abhängig gemacht wird. Währen:d Beamte
der Geburtsjahrgänge vor 1891 die Nebengebühren-
zulage vom 1. Jänner 1913 an erhalten, gebührt sie
Beamten der Geburtsjahrgänge 1891 bis 1902 vom
1. Jänner 1914 an, Beamten der Geburtsjahrgänge
1903 bis 1909 vom 1. Jänner 1915 an und Beamten
späterer Geburtsjahrgänge von der Vollendung des
65. Lebensjahres an.

Da viele dieser hier nur übersichtsweise darge-
stellten bundesgesetzlichen Vorschriften nur in den
besonderen Gegebenheiten des Bundesdienstes ihre
Begründung finden, einzelne Vorschriften für den
Bereich des Dienstverhältnisses der Lande'sbeamten
überhaupt nicht in Betracht kommen und ander,e
wieder nur auf sehr umständliche Weise den beson-
deren Erfordernissen des Landesdienstes angepaßt
werden könnten, erweist es sich als zweckmäßig, die
Ansprüche der Landesbeamten (ihrer HinteTbliebe-
nen und Ang,ehörigen) auf Nebengebührenzulagen
zum Ruhegenuß (Versorgungsgenuß bzw. Unter-
haltsbeitrag) im Rahmen ·eines eigenen Landesge-
setzes zu rege'ln, mit dem nicht, wie dies bei anderen
dienstrechtlichen Vorschriften regelmäßig geschieht,
die bundesg·esetzlichen Bestimmungen als landesge-
'Setzliche Bestimmungen übernommen werden,r.son-
dern eine auf die besonderen Verhältnisse de,s Län<
des abgestellte Neuregelung in Anlehnung an die
BundesI'egelung g,eschaffen wird. Für diese Vor-
gangsweise spricht im übrigen auch der Umstand,
daß die zu regelnde Materie einem in sich abge-
schlossenen Spezialgebiet des Dienstrechtes zuzu-
ordnen ist, das ,einer gesetzlichen Sonderregelung
dels Landes naturgemäß leichter zugänglich ist als
andere Gebiete. Mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf soll diese Sonderregelung für die Beamten des
Landes ObeI'österrekh (ihre Hinterbliebenen und
Angehörigen) geschaffen werden.

Unberücksichtigt bleiben bei der vorgesehenen
RJegelungzum Großteil jene Änderungen des Neben-
gebührenzulagengesetzes des Bundes, die dies·es
durch die 1. Nebengebührenzulagengesetz- Novelle,
BGBL Nr. 22/1913, erfahren hat. Diese Änderungen
bauen nämlich zum weitaus überwi,egenden Teil auf
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den Be'Stimmungen der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, auf, die bisher nicht als landes-
gesetzliche Vorschriften übernommen wurden. Man-
gels Ubernahme dieser Bestimmungen in das Lan-
desrecht können auch die Bestimmungen der 1. Ne-
bengebührenzulagengesetz-Novelle derzeit vom
Land nicht übernommen werden.

Zu den ,einzelnen Be'Stimmungen des' Gesetzent-
wurfes wird bemerkt:

Zu § 1:
Abs. 2 soll klaI'Stellen, daß das Gesetz nur für
Lande'sbeamte im Sinne des Landesbeamtenge-
setzes, nicht also etwa auf Landeslehr-er Anwen-
dung finden soll. Für Landeslehr,e'I gelten
gemäß § 45 des Landeslehrer-Dienstgesetzes,
BGBl. Nr. 245/1962, in der Fassung des Bunde'S-
gesetZles BGBl. Nr. 486/1971 und gemäß § 48 des
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehre-r-
Dienstgesetzes, BGBl.Nr. 176/1966, in der Fa'Ssung
des Bundesgesetzes BGBl.Nr. 487/1971 die Bestim-
mungen des Nebengebührenzulagengesetzes des
Bunde,s im vollen Umfang. Da Landeslehrer (ein-
schließlich land- und fOI'Stwirtschaftliche Landes-
lehrer, Landesv,ertragslehrer und land-und forst-
wirtschaftliche Landesvertragslehrer) in einem
Dienstverhältnis zum Land stehen und die Be-
griffe "öffentlich-D8chtliches" und "privatrecht-
liches" Dien'StVierhältnis zum Land aus gesetzes-
technischen Gründen im Entwurf mehrfach ver-
wendet werden, werden im Abs. 4 auch diese Be-
griffe (mit dem Ziel eines Ausschlusses der Lan-
deslehrer) näher umschrieben.
Ab'S.3 folgt der analogen bundesgesetzlichen Re-
gelung; Abs. 5 soll di-e Zitierung der bereits als
landesgesetzliche Vorschriften (sinngemäß) gel-
tenden bundesgesetzlichen Bestimmungen im
Gesetze'Stext -erleichtern und damit auch zu einer
besseren Verständlichkeit der an sich sehr kom-
plizierten Materie beitragen.

Zu § 2:
Die taxative Aufzählung der "anspruchsbegrün-
denden Nebengebühren" im Abs. 1 folgt § 2 des
Nebengebührenzulagengesetzes de'S Bundes (in
der am 1. Jänner 1972 in Kraft getretenen Fas-
sung), doch konnte auf die nur für Lehrer gel-
tenden Bestimmungen über Vergütungen für
Mehrdienstleistungen nach § 61 des Gehaltsge-
setzes 1956 verzichtet werden (vergleiche die
Bemerkungen zu § 1).
Nach dem Nebengebührenzulagenge,setz de'S
Bundes (§ 2 Abs. 4) ist die jeweils bis zum Ende
eines Kalenderjahres test gehaltene Summe der
Nebengelbührenwerte dem Beamten schriftlich
mitzuteilen. Hat der Beamte binnen zwei Mona-
ten nach der Mitteilung durch seine Unterschrift
die Richtigkeit die'Ser Summe anerkannt, so ist
deren Bestreitung ausgeschlossen. Andernfalls
hat die Dienstbehörde die Summe der Nebenge-
bührenwerte mit Bescheid festzustellen. Die Uber-
nahme dieses VerfahDen'S für den Landesbereich
würde die Dienststellen der Landesv-erwaltung
erheblich belasten. Abgesehen davon, daß dEm

Beamten die erwähnten Mitteilungen nachweis-
lich zugestellt werden müßten, um den Lauf der
Zwei-Monate-Frist in Gang zu setzen, müßten die
Beamten auf da'S Erfordernis einer rechtzeitigen
Unterfertigung wenigstens hingewiesen werden,
müßte die Unterfertigung durch die Beamten
überwacht werden und wär,e im Falle der Nicht-
unterfertigung erst eine bescheidmäßige Fest-
stellung der Summe der Nebengebührenwerte
erforderlich. Im Interesse eiIller Verwaltungsver-
einfachung soll die'Ses umständliche und der
Partei keine nennenswerten Vorteile bringen.de
MitteilungsVIerfahren nicht übernommen werden
und die Dienstbehörde in jedem Falle verhalten
sein, mittels Mandatsbescheides gemäß § 9 des
DienstDecht'SverfahrensgesetZles, BGBl.Nr. 54/1958,
gegen den binnen zwei Wochen nach Zustellung
die Vorstellung zulässig ist, die Summe der Ne-
bengebührenwerte festzustellen (Abs. 4 des Ge-
setzentwurfe'S). Diese Bescheide können ebenso
wie die gemäß § 2 Abs. 3 laufend festzuhaltenden
Nebengebührenwerte durch die Elektronische
Datenverarbeitung ausgedruckt werden.

Zu § 3:
Mit der 3. Gehaltsge'Setz-Novelle,
BGBl. Nr. 297/1959, wurden der monatliche Pen-
sionsbeitrag sowie der Pensionsbeitrag von den
Sonderzahlungen bei Bundesbeamten von 4 v. H.
auf 5 v. H. erhöht. Im § 3 des Nebengebühren-
zulagengesetzes de,s Bundes wurde der Pen'Sions-
beitrag, den der Beamte von den anspruchsbe-
gründenden Nebengebühren zu entrichten hat,
daher ,ebenfalls mit 5 v. H. festg-esetzt. Da die
3. Gehaltsgesetz-Novelle nicht ins Lande'Srecht
übernommen wurde, sieht der vorliegende Ge-
setZ!en.twurf dagegen nur ,einen Pensionsbeitrag
von 4 v. 'H;. vor.

Zu den §§ 4 bis 9:
Diese Vorschriften wurden im wesentlichen un-
verändert vom Nebengebührenzulagengesetz des
Bundes übernommen. Eine (eingehendere Moti-
vierung .erübrigt ,sich daher im Hinblick auf jene
Erwägungen, welche den Bund zur Erlassung
dieser Vorschriften ver anlaßt haben. ,.

Zu § 10:
Während die Abs.l, 2 und 6 sowie Teile des
Ab'S. 3 des § 10 des Nebenge'bührenzulagenge-
setzes des Bundes - von geringfügigen Ände-
rungen abgesehen - als Abs. 1 bis 4 des vor-
liegenden Gesetzentwurfes 'Sinngemäß rezipiert
werden konnten, war di,es hinsichtlich des Abs. 3,
des zweiten und dritten Satzes des Abs. 4 und
des Ab'S. 5 der bundesgesetzlichen Rege'lung
nicht möglich. Abs. 3 dieser Regelung betrifft das
Festhalten der Nebengebühren dei[ zeitv,erpflich-
teten Soldaten und kommt daher für den Landes-
bereich überhaupt nicht in Betracht. Der zweite
und dritte Satz des .A:.bs.4 und Abs. 5 betreffen
das Dienstr,echt der Viertrag"Sbediensteten, für
das keine landesgesetzliche Regelung besteht.
Die einschlägigen Bestimmungen des Bundes
finden jedoch gemäß Art. II Abs.l der Allgemei-
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nen Dienstordnung für Vertragsbedienstete des
Landes Oberösterreich vom 4. Dezember 1952 auf
die gemäß Art. lAbs. 1 dieser DLe'nstordnung
begründeten Dienstverhältnisse zum Land Ober-
Dsterreich (Vertragsbedienstetenveifhältnisse)
sinngemäß Anwendung.

Zu § 11:
§ 11 faßt die für den Landesbe'reich relevanten
Bestimmungen der §§ 11 und 12 des N8Ibengebüh-
renzulagengesetzes des Bundes zusammen. Sie
ermöglichen 'es, aus Anlaß der Aufnahme eines
Beamten ,eine Gutschrift von Nebengebühren-
werten auch für Dienstzeiten f.e-stzusetzen, die
der Beamte in einem früheren Dienstverhältnis
als (land- und forstwirtschaftlicher) Landeslehrer
oder LandesVle'rtragslehrer, in' einem früheren
Dienstverhältnis zu einer anderen Gebietskörper-
schaft adel' in einem solchen Dienstverhältnis bei
den Osterreichischen Bundesbahnen VleT'bracht
hat. Aus Gründen einer möglichst gleichmäßigen
Behandlung der Landesbeamten sollen hiebei
jene Nebengetbührenwerte maßg,ehend ,sein, die
für Beamte ~n gleicher oder ähnlicher Verwen-
dung bereits festgehalten oder gutgeschrieben
worden sind.
Unter Landeslehrer im Sinne des Gesetzentwur-
fes sind die im § 1 des Landeslehrer-Dienstge-
setzes, BGBL Nr. 245/1962, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBL Nr. 171/1966 und 247/1970,
unter Landesvertragslehrer die im § 1 Abs. 1 des
Landesvertragslehrergesetzes 1966,BGBLNr. 172,
unter land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer
die im § 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrer-Dienstgesetzes, BGBL Nr. 176/1966, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBLNr. 248/1970
und unter land- und forstwirtschaftliche Ver-
tragslehrer die im § 1Abs. 1 des Land- und forst-
wirtschaftlichen LandesvertragslehrergesetZ<es,
BGBL Nr. 244/1969, genannten Lehrer zu V'e'r-
stehen.

Zu § 12:
Diese Vorschriften bieten - zum Teil abweichend
von den bundesr,echtlichen Bestimmungen - die
gesetzliche Grundlage für die bescheidmäßige
Feststellung von Gutschriften von Nebenge-
bührenwerten nicht nur für Beamte" die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Gesetzentwurfes
(1. Jänner 1972) dem Dienststand angehörten,
sondern auch für Beamte, die erst nach dem
31. Delzem:bm 1971 aufgenommen werden. Vor-
aussetzung für die Gutschrift ist, daß der Beamte
im Jahre 1970 oder 1971 (letzteres gilt insbe-son-
dere für die erst 1970 oder 1971 aufgenommenen
Beamten) ,eine anspruchsbegründende Nebenge-
bühr in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis zum Land ode'r eine dieser Nebengebühr
entsprechende Gebühr in ednem privatrechtlichen
Dienstverhältnis zum Land (letzteres gilt insbe-
sondere für die erst 1971 oder später aufge-
nommenen Beamten) bezogen hat.

Die im Abs. 2 fe'stgelegte Art der Gutschrifts-
berechnung folgt im wesentlichen der einschlägi-

gen Bundesregelung, doch soll als Grundlage für
die B<elrechnungdas Jahr 1970 nur dann herange-
zogen werden, wenn die Summe de'r vom Be~
amten bezogenen anspruchsbegründenden Neben-
gebühren oder der diesen Nehengebühren ent-
sprechenden Gebühren im Jahre 1971nicht höher
als 1970 war. Die Vergleichsberechnungen sind
von Amts wegen durchzuführen.

Ähnlich de,r BundesI1egeilungbesteht im übrigen
die Möglichkeit, DienstZJeiten, die in einem
Dienstverhältnis zu ,einer anderen Gebietskörper-
schaft, bei den Osterreichischen Bundesbahnen
oder als LandeslehI1er zurückgelegt wurden und
im bestehenden Dienstverhältnis ruheg,enußfähig
sind, bei Ermittlung der Gutschrift zu be'rück-
sichtigen (Abs. 3).

Zu § 13:
Währ,end der Bund die für die Beamten des
Dienststandes vorgesehene Gutschriftsregelung
(§ 13 des Nebengebührenzulagengesetzes) nur
noch denjenigen Beamt,en zuteil werden läßt, die
in den Jahren 1970 oder 1971 aufgenommen od,er
aus dem Dienststand ausgeschieden sind (ver-
gleiche § 14 des Nebengebührenzulagengesetzes
des Bundes), sollen nach dem vorliegenden Ent-
wurf alle Beamten des Ruhestandes, die in der
Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember 1971
aus dem Dienststand ausgeschieden sind, grund-
sätzlich in die Gutschriftsregelung für Beamte
des Dienststandes einbezogen werden. Als Grund-
lage für die Gutschrift und damit für di'e Neben-
gebührenzulage sollen hiebei (anstatt der im
Jahre 1970 oder 1971bezogenen Nebengebühren)
die Nebengebühren jenes innerhalb der 60 Mo-
nate vor dem Ausscheiden des Beamten hegen-
den Kalenderjahres herangezogen werden, das
der Beamte selbst (als das für ihn günstigste
Jahr) angibt.

Da die Hinterbliebenen vielfach nicht in der Lage
sein werden, das für sile günstigste Kalenderjahr
feistzustellen, soll dieses Kalenderjahr von Amts
wegen für die Ermittlung der Gutschrift festge-
stellt und herangezogen werden, wenn von den
HintetbHebenen selbst kein in Betracht kommen-
des Kalenderjahr angegeben wird. r·
Bei rechtzeitiger Einbringung des Antrages
(innerhalb eines Jahres nach Kundmachung des
Gesetzes) gebührt dLe Nebengebührenzulage ab
1. Jänner 1972. Die im allgemeinen Teil dieser
Erläuterungen bereits erwähnte Etappenregelung
und der äußerst komplizierte und aufwendige
Berechnungsmodus des Bundes (§ 17des Nebenge-
bührenzulagengesetzes) sollen für Landesbeamte
im Interesse einer Vereinfachung des Verfahrens
und einer Kostenersparnis nicht übernommen
werden.

Zu § 14:
Anspruchsbegründende Nebengebühren im Sinne
des § 2 des Entwurf.es gibt es im Landesbereich
grundsätzlich erst seit dem Wirksamwerden des
Gehaltsgesetzes 1956 als landesgesetzliche Vor-
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schrift (1. Februar 1956). Vor diesem Zeitpunkt
wurden tat'Sächlich erbrachte Mehrlteistungen,
wenn überhaupt, dann in der Regel nur in Form
einer einmaligen Belohnung abgegolten. Uber-
dtes sind derartige Zahlungen heute nur mehr
selten nachweiSbar, weshalb es nur für wenige
Beamte des Ruhestandes, die vor 1956 aus dem
Dienststand au'Sgeschieden sind (bzw. dieren
Hinterbliebenen oder Angehörigen), möglich
wäre, den Bezug einer anspruchsbegründenden
Nebengebühr oder einer dieser Nebengebühr
entsprechenden Gebühr innerhalb der letzten
60 Monate vor dem Ausscheiden des Beamten
aus dem Dienststand nachzuwei'Sen. Mit der vor-
gesehenen Pauschalierung soll daher eine den
Ge'gebenheiten des Landesdienst!es entsprechende
Lösung gefunden werden, die auch den Intere'Ssen
der vor dem Jahr 1956 aus dem Landesdi'enst
ausgeschiedenen Beamten Rechnung trägt.

Schweighofer
Obmann

Zu § 15:
Da der Anspruch auf Nebengebührenzulagen für
Bundesbeamte mit dem Inkrafttr'eten des Gesetzes
BGBLNT. 485/1971 schon am 1. Jänner 1972 wirk-
'Sam geworden ist, soll er auch für Landesbeamte
mit di,esem Tage wirksam weTden. Es ist daher
ein rückwirkendes InkrafttI1eten des Gesetzes
vorg,esehen und in den Bestimmungen der
§§ 10 bis 14 bereits berück'Sichtigt.

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung be-
antragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte
Gesetz über Nebengebührenzulagen der Landes-
beamten des Ruhestandes, der Hinterbliebenen und
Angehörigen (O. ö. Nebengebührenzulagengesetz)
beschließen.

Li n z, am 9. Juli 1973

Buchinger
Berichter·staUeT

()

o

Gesetz

vom .
über Nebengebührenzulagen der Landesbeamten des Ruhestandes, der Hinterbliebenen und Angehörigen

(0. ö. Nebengebührenzulagengesetz)

Der o. Ö. Landtag h,at beschlossen:

§ 1
Anwendungsbereich: Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz regelt die Ansprüche der i'a~des-
beamten, ihr,er Hinterbliebenen und Angehörigen
auf Nebengebührenzulagen.

(2) Landesbeamte im Sinne dteses Gesetzes sind
die Beamten des Landes Obel'öslierreich gemäß § 1
des Landesbeamtengesetzes, LGBLNT. 27/1954. Sie
werden im folg,enden kurz "Beamte" genannt.

(3) Hinllerbhebene und Angehörige im Sinne
dieses Gesetzes sind die im § 1 Abs. 3 bis 7 de'S
Pensionsgesetzes 1965, BGBL NT. 340, genannten
Personen.

(4) Unter einem "öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis zum Land" im Sinne dieses Gesetzes ist das
Dienstverhältnis der Beamten, unter einem "privat-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Land" im Sinne
die'Ses Gesetzes ist das D1enstverhältnis der Ver-
tragsbediensteten des Entlohnungsschemas lader II
des Landes Oberösterreich zu verstehen.

c
o
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(5) Sowe'Ü in diesem Gesetz auf Bestimmungen
de'S Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, und des
Pensionsgegetzes 1965, BGBl. Nr. 340, Bezug ge-
nommen wird, sind hierunter jeweils die auf Grund
des Landesbeamtengesetzes, LGBl. Nr. 27/1954, des
Landesbeamten-Pen'Sionsgtesetzes, LGBl. Nr. 22/1956,
oder der Ergänzungen zu diesen Gesetzen sinngemäß
als landes gesetzliche Vorschriften geHenden He-
stimmungen zu verstehen.

§ 2
Anspruchsbegründende Nebengebühren, Festhalten

in Nebengebührenwerten

(1) Folgende Nebengebühren - in den weiteren
Bestimmungen kurz "anspruchsbegründende Neben-
gebühl'en"genannt - begründen Anspruch auf eine
Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß:
1. Mehrleistungsvergütungen nach § 18 Abs. 1 bis 3

des Gehaltsge'Setzes 1956 mit Ausnahme der
Mehrleistungsvergütungen, die für Leistungen
gewährt werden, die über den vom Beamten auf
Grund seiner dienstrechtlichen Stellun'g zu er-
wartenden Wert seiner Arbe'ÜsJieistung hinaus-
gehen,

2. Erschwerniszulagen nach § 19 Abs. 1 Z. 2 des
Gehaltsgesetzes 1956,

3. Gefahrenzulagen nach § 19 Abs. 1 Z. 2 des
Gehaltsgesetzes 1956.

(2) Anspruchsbegründende Nebengebühren, die
der Beamte bezieht, sind in Nebengebührenwerue
umzurechnen, die auf höch'Stens drei DezimalsteUen
zu lauten haben. Ein Nebenge>bührenwert beträgt
1 v. H. des im Zeitpunkt des Entstehens des An-
spruches auf die Nebengebühr geltenden Gehaltes
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V zuzüglich
einer allfälligen Teuerungszulage.

(3) Anläßlich der Auszahlung der Bezüge sind die
anspruchsbegründenden Nelbengebühven in Neben-
gelbührenwerten laufend festzuhalten.

(4) Die jeweils bis zum Ende eine'S Kallenderjahres
festgehaltene Summe der Nebengebührenwerte ist
dem Beamten mittels Dienstrechtsmandates mitzu-
teilen.

§ 3
Pensionsbeitrag

(1) Von den anspruchsbegründenden Nebenge-
bühren hat der Beamte des Dienststandes einen
Pensionsbeitrag von 4 v. H. zu entrichten.

(2) Der Beamte hat keinen Pensionsbeitrag zu
leisten, wenn 'er auf Grund eines Verzichtes keine
Anwartschaft auf Pensionsversorgung hat.

(3) Rechtmäßig ,entrichtete Pe'Il:sion'Sbeiträge sind
nicht zurückzuzahlen.

§ 4
Anspruch auf Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß

(1) Dem Beamtien, der anspruchsbegründende
Nebengebühren bezogen hat, gebührt eine monat-
liche Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß.
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(2) Die Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß gilt
als Bestandteil des Ruhebezuges.

§ 5
Bemessungsgrundlage und Ausmaß der Neben-

gebührenzulage zum Ruhegenuß
(1) Die Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß i'St

auf der Grundlage de'r für den Zeitraum vom Inkraft-
treten dieses Gesetzes bis zum Ausscheiden aus dem
Dienststand im Beamtendienstverhältnis fe'Stgehal-
tenen ISummeder Nebengebührenwerte zu bemessen.
Die'se Summe erhöht sich um die nach den Bestim-
mungen des § 10 Abs. 4 festgestellten Nebenge-
bührenwerte aus früheren Dienstverhältnissen sowie
um Gutschriften von Nebengebührenwerten nach
den Bestimmungen der §§ 11 und 12.

(2) Die Nebengebührenzulag,e zum Ruhegenuß b~-
trägt den 437,5ten Teil des Betrages, der 'Sich aus
der Multiplikation der Summe der Nebeng1ebühren-
werte mit 1 v. H. des im Zeitpunkt des Entstehens
des Anspruches auf die Nebengebührenzulage
geltenden Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dien'St-
klasse V zuzüglich eineiI'allfälligen Teuerungszulage
.ergibt.

(3) Die Höhe der Nebengebührenzulage zum Ruhe-
genuß ändert sich jeweils um den Hundertsatz, um
den sich bei Beamten des Dienst'Standes das Gehalt
der Gehaltsstufe 2 der Di,enstklasse V zuzüglich
einer allfälligen Teuerungszulage ändert.

(4) Die Nebengebührenzulage zum Ruhe;g,enußdarf
jeweils 20 v. H. des ruhegenußfähigen Monats-
bezuge'S zuzüglich allfälliger TeueTungszulagen nicht
übersteigen.

§ 6
Anspruch auf Nebengebührenzulage zum

Versorgullgsgenuß

(1) Dem Hinterbliebenen eines Beamten, der eine
anspruchsbegründende Nebengebühr bezogen hat,
g,ebührt eine monatliche Nebengebührenzulage zum
Versorgungsgenuß. Auf die Nebengebührenzulage
hat der Hinterbliebene keinen Anspruch, wenn die
Nebengebührenzulage zum Ruheg,e'l.lußdes Beamten
abgefunden worden ist.

(2) Die Nebengebührenzulage zum Versorgungs-
genuß gilt als Bestandteil des Versorgungsbezuges.

§ 7
Ausmaß der Nebengebührenzulage zum

Versorgungsgenuß
Die Nebengebührenzulage zum Versorgungsgenuß

beträgt für die Witwe 60 v. H., für eine Halbwaise
12 V. H. und für eine Vollwai'Se 30 v. H. deT Neben-
gebührenzulage, die dem Beamten im Ruhestand
jeweils gebühren Würde.

§ 8
Nebengebührenzulage zum Unterhaltsbeitrag

(1) Dem ehemaligen Beamten des Ruhestandes, der
Anspruch auf eine Nebengebührenzulage zum Ruhe-
goenuß gehabt hat, gebührt zum Unterhaltsbeitrag
eine monatliche Neibengebührenzulage in jenem Aus-
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maß, das sich aus dem Verhältni'S zwischen dem der
Bemessung zugrunde liegenden Ruheg'enuß (zuzüg-
lich einer allfälligen Ruhegenußzulage) und dem
Unterhaltsbeitrag ergibt. Die Bestimmungen des
§ 5 Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß.

(2) Dem Hinterbliebenen eines ehemaligen Be-
amten des Ruhe'Standes, der Anspruch auf eine
Nebengebühl'enzulage zum Ruhegenuß gehabt hat,
gebührt zum Unterhaltsbeitrag eine monatliche
Nebengebührenzulage in jenem Ausmaß, das sich
aus dem Verhältnis zwischen dem der Bemessung
zugrunde liegenden Versorgungsgenuß (zuzüglich
einer allfälligen Ver'Sorgungsgenußzulage) und dem
Unterhaltsbe1trag ,ergibt Die ßiestimmungen des
§ 7 gelten sinngemäß.

(3) Dem Angehörigen eines entlassenen Beamten
gebührt zum Unterhaltsbeitrag eine monatliche·
Nebengebühr·enzulage, wenn der Beamte im Falle
der mit Ablauf des Entlassung,stage'S erfolgten Ruhe-
standsV'ersetzung Anspruch auf eine Nebengebühren-
zulage zum Ruhegenuß gehabt hätte. Die monatliche
Nebengebühl'enzulage gebührt in jenem' Ausmaß,
das sich aus dem Verhältni'S zwischen dem Versor-
gungsgenuß (zuzüglich einer allfälligen Versorgungs-
genußzulage), auf den der Angehörige Anspruch'
hätte, wenn der Beamte im Zeitpunkt de'r Entlassung
gestorben wäre, und dem Unterhaltsbeitrag ergibt
Die Bestimmungen de'S § 7 gelten sinngemäß.

(4) Die Nebengebühl'enzulage zum Unterhaltsbei-
trag gilt als Bestandteil des Unterhaltsbezuges.

§ 9
Rundung von Nebengebührenzulagen; Abfindung

von Nebengebührenzulagen

(1) Die Nebengebührenzulagen sind unter sinn-
gemäßer Anwendung der Bestimmungen des § 34
des Pen'Sionsgesetzes 1965 auf zehn Groschen zu
runden.

(2) Wenn eine monatliche Nebengebührenzulage
im Zeitpunkt dies Entstehens des Anspruches nach
vorgenommener Rundung 20 S nicht übersteigen
würde, so gebührt statt deT Nelbengebührenzulage
eine Abfindung. Die Abfindung beträgt das Siebzig-
fache der sich nach den Be'Stimmungen der §§ 5, 7
oder 8 ergebenden und nach Abs. 1 gerunq"eten
Nebengebührenzulage.

§ 10
Berücksichtigung von Nebengebühren aus einem
früheren Dienstverhältnis zum Land; Festhalten der

Nebengebühren

(1) Neben den im bestehenden Dienstverhältnis
bezogenen anspruchsbegründenden Nebengebühren
'Sind bei der Feststellung des Anspruches auf eine
Nehengebührenzulage zum Ruhegenuß folgende
Nebengebühren - soweit sire auf einen Zeitraum
nach dem Inkrafttl'eten dieses Gesetzes entfallen -
zu berücksichtigen:
1. anspruchshe'gründende Nebengebühren, die der

Beamte in einem früheren öffentlich-l1echtlichen
Dienstverhältnis zum Land bezogen hat, und

2. den anspruchsbegründenden Nebengebühren ent-



§ 12
Gutschrift von Nebengebührenwerten für Beamte ...;,~,

des Dienststandes '"
(1) Dem Beamten, der im Zeitpunkt aes Inkraft- I'),

tretens dieses Gesetzes dem Dienststand an!jehört V
oder nach aern 31. Dezember 1971 aufg.enomfuen
wird,gebührt für d~e Zeit vor dem 1. Jänner 1972
eine Gutschrift von Nebengebührenwerten, wenn er
für das Jahr 1970 oder das Jahr 1971in einem öffent-
lich-rechtlichen D~enstverhältnis zum Land eine an-
spruchsbegründende Nebengebühr oder in einem
privatl1echtlichen Dilenstverhältnis zum Land eine
dieser Nebengebühr entsprechende Nebengebühr
bezogen hat.

(2) Die Gutschrift beträgt für j:edes Kal<enderjahr,
in das ,eine in einem Dienstverhältnis zum Land
zurückgelegte Dienstzeit fällt, die im best·e·henden
Dienstverhältnis ruhegenußfähig ist,
von 1946 bis 1950 1/4,

von 1951 bis 1960 . 3/8,

von 1961 bis 1971 . 3/4

der für das Jahr 1970bezogenen, in Nebengcbühren-

8
Beilage 380/1973 zum kurzschriftlichen Bericht des o. Ö. Landtages, XX. Gesetzgebungsperiode

spl1ecb!endeNebengebühren, die der Beamte in
einem früheren privatrechtlichen D1enstverhältnis
zum Land bezogen hat.

(2) Nebengebühren aus einem früheren Dienstver-
hältnis zum Land sind nach Abs. 1 nur dann zu
berücksichtigen, wenn delr Beamte sie für Zeiten
bezogen hat, di'e im bestehenden Dienstverhältnis
ruhegenußfähig sind.

(3) Zum Zwecke der allfälligen B:erücksichtigung
nach .A:bs.1 sind die in Betracht kommenlien Nehen-
gebühren der in einem privatrechtlichen Dienstver-
hältnis zum Land stehenden Bediensteten in gleicher
W'eise flestzuhalten wie die Nebengebühren der
Beamten.

(4) Aus dem Anlaß der Aufnahme de'S Beamten
sind die in früheren DienstVlerhältnissen zum Land
festgehaltenen Nebengebühl1enwerte, soweit s1e auf
Nebengebühren entfallen, die nach den Bestimmun-
gen der Abs. 1 und 2 zu berücksichtigen sind, mit
Bescheid ~estzustenen.

§ 11
Festsetzung einer Gutschrift von Nebengebühren-

werten aus Anlaß der Aufnahme eines Beamten

Aus Anlaß der Aufnahme eines Beamten kann für
die in einem früheren Dienstverhältnis
1. als Landeslehrer, land- und for,stwirt'Schaftlicher

Landeslehrer, Landesvertragslehrer oder land-
und forstwirtschaftlicb!er Landesvertragslehrer ,

2. zu einer anderen Gebiletskörperschaft oder
3. bei den Osterreichischen Bundesbahnen
zurückgelegte Dienst:zJeit,die im begründeten D~enst-
verhältnis ruhegenußfähig ist, mit Bescheid eine
Gutschrift von Nebengebührenwerten festgesetzt
werden. Für diese Festsetzung ,sind die Neben-
gebührenwertJe maßgebend, d~e für Beamte in
gleicher oder ähnlieheT VIerwendung fe'Stgehalten
oder gutgeschrieben worden sind.

0;
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(3) Bei der Ermittlung der Gutschrift nach Abs. 2
können DienstZleiten, die in einem Dienstverhältnis
gemäß § 11 Z. 1, 2 oder 3 zurückgelegt worden sind,
berücksichtigt werden, wenn diese Dienstzeiten im
bestehenden Dienstverhältni,s ruhegenußfähig sind.

werten ausgedrückten Nebengebühren nach Abs. 1.
Hat der Beamte für das Jahr 1970 keine Neben-
gebühren nach Abs. 1 bezogen oder ist dies für den
Beamten günstiger, so sind der Gutschrift nicht die
für das Jahr 1970, sondern d~e für das Jahr 1971
bezogenen, in Nebengebührenwerten ausgedrückten
Nebengebühren nach Abs. 1 zugrunde zu legen. Die
Gutschrift ist mit Bescheid festzustellen.

§ 13
Bestimmungen für die in der Zeit vom 1. Jänner 1956
bis 31. Dezember 1971 aus dem Dienststand ausge-
schiedenen Beamten, deren Hinterbliebene und

Angehörige

(1) Für den Beamten des Ruhestandes, der in der
Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember 1971 aus
dem Dienststand ausgeschieden ist, ist auf Antrag
eine Gutschrift von Nebengebührenwerten vorzu-
nehmen, wenn er innerhalb der letzten 60 Monate
vor dem Ausscheiden aus dem Dienststand eine
anspruchsbegründende Nebengebühr oder eine ent-
sprechende Nehengebühr nach den vor dem Inkraft-
tI'eten des Gehaltsgesetzes 1956 in Geltl.mg gestan-
denen gesetzlichen Bestimmungen bezogen hat.
Diese Gutschrift bildet die Bemessungsgrundlage der

I ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gebührenden
Nebengebührenzulage. Die Bestimmungen des § 12
Abs. 2 und 3 finden bei der Ermittlung der Gutschrift
mit der Maßgabe sinngemäß Anwendung, daß der
Gutschrift nicht die für das Jahr 1970 oder 1971,
sondern di'e für jenes innerhalb der letzten 60 Monate
vor dem Ausscheiden des Beamten aus dem Dienst-
stand Hegende Kalenderjahr bezogenen, in Neben-
gebührenwerten ausgedrückten Nebengebühren nach
§ 12 Abs. 1 zugrunde zu legen sind, das der Beamte
des Ruhestandes in seinem Antrag selbst angibt.

(2) Dem Hinterbli'eJbenen eines im Abs. 1 genann-
ten Beamten gebührt auf Antrag eine Nebenge-
bühl'enzulage zum Versorgungsgenuß, wenn d~r Be-
amte Anspruch auf ,eine Nebengebührenzulage i'tlm
Ruhegenuß gehabt hätte. Die Bestimmung des § 7
gilt sinngemäß. Gibt' der Hinterbliebene in seinem
Antrag kein innerhalb der letzten 60 Monate vor
dem Ausscheiden des Beamten aus dem Dienststand
liegendes Kalenderjahr als Grundlage für die Ermitt-
lung der Gutschrift von Nebengebührenwerten an.
so ist das für den Hinterbliebenen günstigste der in
Betracht kommenden Kalenderjahre als Grundlage
für die Ermittlung der Gutschrift heranzuziehen.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind auf
ehemalige Beamte des Ruhestandes, deI'en Hinter-
bliebene und Angehörige eines entlassenen Heamten
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 8
sinngemäß anzuwenden.

(

(

(4) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 bis 4 und
des § 9 sind anzuwenden.

9
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(5) Wird der Antrag binnen einem Jahr nach der
Kundmachung dieses Gesetzes gestellt, so gebührt
dte Nebengebührenzulage ab 1. Jänner 1912, an-
sonsten von dem der Einbringung des Antrages
folgenden Monat'Sersten an.

§ 14
Bestimmungen für die vor dem 1. Jänner 1956 aus
dem Dienst~tand ausgeschiedenen Beamten, deren

HinterblieQene und Angehörige
(1) Beamte des Ruhestandes, die vor dem 1. Jänner

1956 aus dem Dienststand ausgeschieden sind, deren
Hinterbliebene und Angehörige erhalten an SteHe
einer laufenden Nebengebühmnzulage eine ein-
malige Abfindung.

(2) Die einmalige Abfindung beträgt
für Beamte des Ruhestandes
für Witwen
für Voll- und Halbwaisen

S 1000,-,
S 600,~,
S 300,-.

(a) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind auf
ehemalige Beamte des Ruhestande'S, deren Hinter-
bliebene und Angehörige ,eines entlassenen Beamten
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 8
sinngemäß anzuwenden.

§ 15
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1912 in Kraft.
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